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Aufgrund der §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung fiur Schleswig-Holstein in der Fassung
vom 2. April 1990 (GVOBI. Schl. -H., S. 159) und der §§ 1 und 6 des Kommunalabgaben-
gesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung vom 29. Januar 1990 (GVOBI.
Schl.-H. S. 51) wird nach Beschlul3fassung der Gemeindevertretung vom 22. April 1992
folgende Satzung erlassen:

§ 1 - Aligemeines

Die Gemeinde betreibt die Wasserversorgung als 6ffentliche Einrichtung zur Versorgung
der Grundstucke im Einzugsbereich der Wasserversorgungsanlage fur den Ortsteil Klein-
vollstedt mit Trink- und Betriebswasser. Art und Umfang der Wasserversorgungsanlagen
bestimmt die Gemeinde.

§ 2 - Grundstiucksbegriff, Grundstiickseigentimer

(1) Grundstuck im Sinne dieser Satzung ist unabhangig von der Eintragung im Liegen-
schaftskataster und im Grundbuch und ohne Rucksicht auf die Grundsticksbezeich-
nung jeder zusammenhangende Grundbesitz, der eine selbstandige wirtschaftliche
Einheit bildet. Befinden sich auf einem Grundstick mehrere zum dauernden Aufent-
halt von Menschen bestimmte Gebaude, so sind fur jedes dieser Gebaude die fur
Grundstiucke maldgeblichen. Vorschriften anzuwenden.

(2) Die in dieser Satzung fur Grundstickseigentimer erlassenen Vorschriften gelten
auch fur Erbbauberechtigte oder ahnlich zur Nutzung eines Grundstuckes dinglich
Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet;
sie haften als Gesamtschuldner.

§ 3 - AnschluB- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Eigentumer eines durch eine Wasserleitung erschlossenen Grundstucks ist
berechtigt, den Anschlul} seines Grundsticks an die Wasserversorgungsanlage und
die Belieferung mit Trink- und Betriebswasser nach Malgabe dieser Satzung zu ver-
langen.

(2) Die Grundstuckseigentumer kdnnen nicht verlangen, daf® eine neue Versorgungslei-
tung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geandert wird.

(3) Der Anschluld eines Grundstickes an eine bestehende Versorgungsleitung kann ver-
sagt werden, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstlicks oder
aus sonstigen technischen oder betrieblichen Grinden der Gemeinde erhebliche
Schwierigkeiten bereitet oder besondere MaRnahmen erfordert.

(4) Das Anschluf3- und Benutzungsrecht besteht auch in den Fallen der Absatze 2 und
3, sofern der Grundstiickseigentumer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb
zusammenhangenden Mehrkosten zu Ubernehmen. und auf Verlangen Sicherheit zu
leisten.



§ 4 - Benutzungszwang

Auf Grundstucken, die an die offentliche Wasserversorgung angeschlossen sind, ist der
gesamte Bedarf an Wasser, mit Ausnahme des Wassers, das fur die Bewasserung von
Hausgarten und anderen AulRenanlagen verwendet wird, im Rahmen des Benutzungs-
rechts (§ 3) ausschlieldlich aus dieser Anlage zu decken (Benutzungszwang). Verpflichtet
sind die Grundstuckseigentumer und alle Benutzer der Grundstucke.

§ 5 - Befreiung vom Benutzungszwang

(1)

(2)

Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Grundstuckseigentimer auf Antrag
befreit, wenn die Benutzung ihn aus besonderen Grinden auch unter Berucksichti-
gung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann.

Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist unter Angabe von Grunden schriftlich
bei der Gemeinde einzureichen. Dem Antrag sind Plane beizufiigen, aus denen er-
sichtlich ist, wie das Grundstick mit Wasser versorgt werden soll. Wird dem Befrei-
ungsantrag stattgegeben, hat der Grundstlckseigentimer durch geeignete Mal}-
nahmen sicherzustellen, daf} von seiner Eigenversorgungsanlage keine Ruckwirkun-
gen in das offentliche Wasserversorgungsnetz madglich sind.

§ 6 - Art der Versorgung

(1)

(2)

Das Wasser muld den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten
Regeln der Technik fur die vereinbarte Bedarfsart (Trink- oder Betriebswasser) ent-
sprechen. Die Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser unter dem Druck zu liefern, der
fur eine einwandfreie Deckung des ublichen Bedarfs in dem betreffenden Versor-
gungsgebiet erforderlich ist. Sie ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des
Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behordlichen Bestimmungen sowie der
anerkannten Regeln der Technik zu andern, falls dies in besonderen Fallen aus wirt-
schaftlichen oder technischen Grinden zwingend notwendig ist; dabei sind die Be-
lange des Grundstickseigentimers moglichst zu beachten.

Stellt der Grundstlckseigentumer Anforderungen an Beschaffenheit und Druck des
Wassers, die Uber die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so obliegt es ihm
selbst, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen.

§ 7 - Umfang der Versorgung, Benachrichtigung bei Versorgungsunter-

(1)

brechungen

Die Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser jederzeit am Ende der Anschluf3leitung zur
Verfugung zu stellen. Dies gilt nicht



(2)

1.  soweit zeitliche Beschrankungen zur Sicherstellung der 6ffentlichen Wasserver-
sorgung erforderlich oder sonst nach dieser Satzung vorbehalten sind,

2. soweit und solange die Gemeinde an der Versorgung durch hohere Gewalt o-
der sonstige Umstande deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet
werden kann, gehindert ist.

Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme betriebsnot-
wendiger Arbeiten erforderlich ist. Die Gemeinde hat jede Unter Unterbrechung oder
Unregelmalligkeit unverzuglich zu beheben.

(3) Die Gemeinde hat die Grundstuckseigentimer bei einer nicht nur fur kurze Dauer

beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise zu un-
terrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfallt, wenn die Unterrichtung

1. nach den Umstanden nicht rechtzeitig moglich ist und die Gemeinde diese nicht
zu vertreten hat oder

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzégern wurde.

§ 8 - Haftung bei Versorgungsstorungen

(1)

(2)

FUr Schaden, die ein Grundstickseigentumer durch Unterbrechung der Wasserver-
sorgung oder durch UnregelmaRigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet die Ge-
meinde aus dem Benutzungsverhaltnis oder unerlaubter Handlung im Falle

1. der Toétung oder Verletzung des Korpers oder der Gesundheit des Grund-
stickseigentumers, es sei denn, dal} der Schaden von der Gemeinde oder ei-
nem ihrer Bediensteten oder Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch fahr-
l&ssig verursacht worden ist,

2. der Beschadigung einer Sache, es sei denn, dal® der Schaden weder durch
Vorsatz noch durch grobe Fahrlassigkeit der Gemeinde oder eines ihrer Be-
diensteten oder eines Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist,

3. eines Vermogensschadens, es sei denn, dal} dieser weder durch Vorsatz noch
durch grobe Fahrlassigkeit der Gemeinde oder eines vertretungsberechtigten
Organs verursacht worden ist.

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Burgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsatzlichem Han-
deln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

Absatz 1 ist auch auf Anspriche von Grundstickseigentumern anzuwenden, die die-
se gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung gel-
tend machen. Die Gemeinde ist verpflichtet, den Grundstickseigentimern auf Ver-
langen Uber die mit der Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen zu-
sammenhangenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind
oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklart werden kénnen und ihre Kenntnis zur
Geltendmachung des Schadenersatzes erforderlich ist.
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3)
(4)

()

(6)

Die Ersatzpflicht entfallt fir Schaden unter 30,00 DM.

Ist der Grundstlckseigentimer berechtigt, das gelieferte Wasser an einen Dritten
weiterzuleiten, und erleidet dieser durch Unregelmaligkeiten in der Belieferung einen
Schaden, so haftet die Gemeinde dem Dritten gegentber in demselben Umfange wie
dem Grundstlckseigentumer aus dem Benutzungsverhaltnis.

Leitet der Grundstuckseigentumer das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so
hat er im Rahmen seiner rechtlichen Moglichkeiten sicherzustellen, dal} dieser aus
unerlaubter Handlung keine weitergehenden Schadenersatzanspriche erheben kam,
als sie nach den Absatzen 1 bis 3 vorgesehen sind. Die Gemeinde hat den Grund-
stuckseigentumer hierauf bei der Begrindung des Benutzungsverhaltnisses beson-
ders hinzuweisen.

Der Grundstickseigentimer hat den Schaden unverzuglich der Gemeinde, oder,
wem dieses feststeht, dem ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen. Leitet der
Grundstickseigentumer das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er die-
se Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen.

§ 9 - Verjahrung

(1)

(2)

3)

Schadenersatzanspriche der in § 8 bezeichneten Art verjahren in drei Jahren von
dem Zeitpunkt an, in welchem der Ersatzberechtigte von dem Schaden, von den
Umstanden, aus denen sich seine Anspruchsberechtigung ergibt, und von dem er-
satzpflichtigen Wasserversorgungsunternehmen Kenntnis erlangt, ohne Rucksicht
auf diese Kenntnis in funf Jahren von dem schadigenden Ereignis an.

Schweben zwischen dem Ersatzpflichtigen und dem Ersatzberechtigten Verhandlun-
gen Uber den zu leistenden Schadenersatz, so ist die Verjahrung gehemmt, bis der
eine oder andere Teil die Fortsetzung der Verhandlungen verweigert.

§ 8 Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 10 - Grundstiicksbenutzung

(1)

(2)

Die Grundstuckseigentumer haben fur Zwecke der ortlichen Versorgung das Anbrin-
gen und Verlegen von Leitungen einschliel3lich Zubehdr zur Zu- und Fortleitung von
Wasser uber ihre im gleichen Versorgungsgebiet liegenden Grundstlicke sowie er-
forderliche Schutzmalinahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur
Grundstucke, die an die Wasserversorgung angeschlossen sind, die vom Eigentimer
in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Wasserversorgung genutzt werden oder
fur die die Moglichkeit der Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie
entfallt, wenn die Inanspruchnahme der Grundsticke den Eigentimer mehr als not-
wendig oder in unzumutbarer weise belasten wurde.

Der Grundstuckseigentumer ist rechtzeitig uber Art und Umfang der beabsichtigten
Inanspruchnahme des Grundstlickes zu benachrichtigen.



3)

(4)

()

Der Grundstlckseigentimer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn
sie an der bisherigen Stelle fur ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verle-
gung hat die Gemeinde zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Einrichtungen aus-
schliel3lich der Versorgung des Grundstucks dienen.

Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstuckseigentumer die Entfernung
der Einrichtungen zu gestatten oder auf Verlangen der Gemeinde noch funf Jahre
unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dald ihm dies nicht zugemutet werden kann.

Die Absatze 1 bis 5 gelten nicht fur Offentliche Verkehrswege und Verkehrsflachen
sowie fur Grundstlicke, die durch Planfeststellung flir den Bau von 6ffentlichen Ver-
kehrswegen und Verkehrsflachen bestimmt sind.

§ 11 - Hausanschilu

(1)

(2)

3)

(4)

Der Hausanschlu® besteht aus der Verbindung des Verteilungsnetzes mit der Anlage
des Grundstickseigentumers. Er beginnt an der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes
und endet mit der Hauptabsperrvorrichtung.

Der AnschluBl an die 6ffentliche Wasserversorgungsanlage und jede Anderung des
Hausanschlusses ist vom Grundstickseigentimer unter Benutzung eines bei der
Gemeinde erhaltlichen Vordrucks fur jedes Grundstick zu beantragen. Dem Antrag
sind insbesondere folgende Unterlagen beizufigen, soweit sich die erforderlichen
Angaben nicht bereits aus dem Antrag selbst ergeben:

1.  Ein Lageplan nebst Beschreibung und Skizze der geplanten Anlage des Grund-
stliickseigentumers (Wasserverbrauchsanlage),

2. der Name des Installationsunternehmens, durch das die Wasserverbrauchsan-
lage eingerichtet oder geandert werden soll,

3. eine nahere Beschreibung besonderer Einrichtungen (z.B. von Gewerbebetrie-
ben), flr die auf dem Grundstick Wasser verwendet werden soll, sowie die An-
gabe des geschatzten Wasserbedarfs,

4. Angaben uber eine etwaige Eigengewinnungsanlage,

5. eine Erklarung des Grundstlckseigentiumers, die von der Gemeindevertretung
festgesetzten Anschlul3entgelte zu zahlen sowie die Kosten fur die Herstellung
des Hausanschlusses zu erstatten.

6. Im Falle des § 3 Abs. 4 die Verpflichtungserklarung zur Ubernahme der mit dem
Bau und Betrieb zusammenhangenden Mehrkosten.

Art, Zahl und Lage der Hausanschliisse sowie deren Anderung werden nach Anho-
rung des Grundstlickseigentimers und unter Wahrung seiner berechtigten Interes-
sen von der Gemeinde bestimmt.

Hausanschlisse gehdren zu den Betriebsanlagen der Gemeinde und stehen im Ei-
gentum des Grundstlickseigentimers. Sie werden ausschliellich von der Gemeinde
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S

(6)

hergestellt, unterhalten, erneuert, geandert, abgetrennt und beseitigt. Sie muissen
zuganglich und vor Beschadigung geschutzt sein. Soweit die Gemeinde die Erstel-
lung des Hausanschlusses oder Veranderungen des Hausanschlusses nicht selbst,
sondern durch Nachunternehmer durchfuhren laf3t, sind Winsche des Grundstucks-
eigentimers bei der Auswahl der Nachunternehmer zu bericksichtigen. Der Grund-
stuckseigentumer hat die baulichen Voraussetzungen fur die sichere Errichtung des
Hausanschlusses zu schaffen. Er darf keine Einwirkungen auf den Hausanschluf}
vornehmen oder vornehmen lassen.

Die Kosten fur die Herstellung, Abtrennung und Beseitigung der Hausanschlusse
tragt der Grundstlckseigentimer. Werden Verbesserungen, Erneuerungen oder
sonstige Veranderungen infolge baulicher Arbeiten auf dem Grundstuck oder infolge
anderer Mallnahmen oder Einwirkungen des Eigentumers erforderlich, so hat der Ei-
gentumer der Gemeinde die Kosten zu erstatten.

Jede Beschadigung des Hausanschlusses, insbesondere das Undichtwerden von
Leitungen sowie sonstige Stérungen sind der Gemeinde unverzuglich mitzuteilen.

§ 12 - MeBeinrichtungen an der Grundstiicksgrenze

(1)

(2)

(3)

Die Gemeinde kann verlangen, dal} der Grundstlckseigentimer auf eigene Kosten
nach seiner Wahl an der Grundstucksgrenze einen geeigneten Wasserzahlerschacht
oder Wasserzahlerschrank anbringt, wenn

1.  das Grundstlick unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebaudes mit Anschluleitungen erfolgt, die unverhaltnis-
mafig lang sind oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden
kénnen, oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzahlers vorhanden ist.

Der Grundstuickseigentumer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemafien
Zustand und jederzeit zuganglich zu halten.

Der Grundstuckseigentumer kann die Verlegung der Einrichtungen auf seine Kosten
verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle fur ihn nicht mehr zumutbar sind und
die Verlegung ohne Beeintrachtigung einer einwandfreien Messung moglich ist.

§ 13 - Anlage des Grundstiickseigentimers

(1)

Fir die ordnungsgeméfe Errichtung, Erweiterung, Anderung und Unterhaltung der
Anlage hinter dem Hausanschlu3, mit Ausnahme der MeReinrichtungen der Ge-
meinde, ist der Grundstuckseigentumer verantwortlich. Hat er die Anlage oder Anla-
genteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung Uberlassen, so ist er ne-
ben diesem verantwortlich.



(2)

3)

(4)

Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer
gesetzlicher oder behdrdlicher Bestimmungen sowie nach den anerkannten Regeln
der Technik errichtet, erweitert, geandert und unterhalten werden. Die Errichtung der
Anlage und wesentliche Veranderungen durfen nur durch die Gemeinde oder ein in
ein Installationsverzeichnis eines Wasserversorgungsunternehmens eingetragenes
Installationsunternehmen erfolgen. Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausfuhrung der
Arbeiten zu Uberwachen.

Anlagenteile, die sich vor den MeReinrichtungen befinden, kénnen plombiert werden.
Ebenso konnen Anlagenteile, die zur Anlage des Grundstuckseigentumers gehoren,
unter Plombenverschluld genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu ge-
wahrleisten. Die dafur erforderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben
der Gemeinde zu veranlassen.

Es durfen nur Materialien und Gerate verwendet werden, die entsprechend den an-
erkannten Regeln der Technik beschaffen sind. Das Zeichen einer anerkannten
Prifstelle (z.B. DIN-DVGW, DVGW- oder GS-Zeichen) bekundet, dal® diese Voraus-
setzungen erfullt sind.

§ 14 - Inbetriebsetzung der Anlage des Grundstiickseigentiimers

(1)

(2)

Die Gemeinde oder deren Beauftragte schliel3en die Anlage des Grundstluckseigen-
timers an das Verteilungsnetz an und setzen sie in Betrieb.

Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der Gemeinde Uber das Installationsunter-
nehmen zu beantragen.

§ 15 - Uberpriifung der Anlage des Grundstiickseigentiimers

(1)

(2)

3)

Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des Grundstuckseigentumers vor und nach
ihrer Inbetriebsetzung zu Uberprifen. Sie hat den Grundstlickseigentimer auf er-
kennbare Sicherheitsmangel aufmerksam zu machen und kam deren Beseitigung
verlangen.

Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit gefahrden oder erhebliche Sto-
rungen erwarten lassen, so ist die Gemeinde berechtigt, den Anschluf® oder die Ver-
sorgung zu verweigern; bei Gefahr fur Leib und Leben ist sie hierzu verpflichtet.

Durch Vornahme oder Unterlassung der Uberpriifung der Anlage sowie durch deren
Anschlul} an das Verteilungsnetz Ubernimmt die Gemeinde keine Haftung fur die
Mangelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Uberpriifung Mangel
feststellt, die eine Gefahr fur Leib oder Leben darstellen.



§ 16 - Betrieb, Erweiterung und Anderung der Anlage und Verbrauchs-
einrichtungen des Grundstiickseigentiimers; Mitteilungspflichten

(1) Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, da® Stérungen anderer
Grundstickseigentumer, stérende Rickwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde
oder Dritter oder Ruckwirkungen auf die Gute des Trinkwassers ausgeschlossen
sind.

(2) Erweiterungen und Anderungen der Anlage sowie die Verwendung zusétzlicher Ver-
brauchseinrichtungen sind der Gemeinde mitzuteilen, soweit sich dadurch GroRen
fur die Gebuhrenbemessung andern oder sich die vorzuhaltende Leistung wesentlich
erhoht.

§ 17 - Zutrittsrecht

Der Grundstuckseigentumer hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der
Gemeinde den Zutritt zu seinen Raumen und zu den in § 12 genannten Einrichtungen zu
gestatten, soweit dies fur die Prafung der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung
Sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere zur Ablesung oder zur
Ermittlung der Grundlagen fur die Gebuhrenbemessung erforderlich ist.

§ 18 - Technische AnschluBbedingungen

Die Gemeinde ist berechtigt, weitere technische Anforderungen an den Hausanschluf3 und
andere Anlagenteile sowie den Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Grinden
der sicheren und stérungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernis-
se des Verteilungsnetzes notwendig ist. Diese Anforderungen durfen den anerkannten
Regeln der Technik nicht widersprechen. Der Anschlul} bestimmter Verbrauchseinrichtun-
gen kann von der vorherigen Zustimmung der Gemeinde abhangig gemacht werden. Die
Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn der Anschlul® eine sichere und storungs-
freie Versorgung gefahrden wirde.

§ 19 - Messung

(1) Die Gemeinde stellt die vom Grundstlickseigentimer verbrauchte Wassermenge
durch Meleinrichtungen fest, die den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen mus-
sen. Bei offentlichen Verbrauchseinrichtungen kann die gelieferte Menge auch rech-
nerisch ermittelt oder geschatzt werden, wenn die Kosten der Messung auller Ver-
haltnis zur Hohe des Verbrauchs stehen.

(2) Die Gemeinde hat daflir Sorge zu tragen, dal} eine einwandfreie Messung der ver-
brauchten Wassermenge gewabhrleistet ist. Sie bestimmt Art, Zahl und Grol3e sowie
Anbringungsort der MeReinrichtung. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung Uberwa-
chung, Unterhaltung und Entfernung der Mel3einrichtung Aufgabe der Gemeinde. Sie
hat den Grundstlckseigentimer anzuhéren und dessen berechtigte Interessen zu
wahren. Sie ist verpflichtet, auf Verlangen des Grundstuckseigentimers die MefRein-
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(3)

richtungen zu verlegen, wenn dies ohne Beeintrachtigung einer einwandfreien Mes-
sung moglich ist; der Grundstuckseigentumer ist verpflichtet, die Kosten zu tragen.

Der Grundstuckseigentumer haftet fur das Abhandenkommen und die Beschadigung
der Meldeinrichtung, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Be-
schadigungen und Storungen dieser Einrichtungen der Gemeinde unverzuglich mit-
zuteilen. Er ist verpflichtet, die Einrichtungen vor Abwasser, Schmutz- und Grund-
wasser sowie vor Frost zu schutzen.

§ 20 - Nachpriifung von MeRBeinrichtungen

(1)

(2)

Der Grundstuckseigentimer kann jederzeit die Nachprifung der Meldeinrichtungen
durch eine Eichbehdrde oder eine staatlich anerkannte Prufstelle im Sinne des § 6
Abs. 2 des Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grundstuckseigentumer den Antrag
auf Prufung nicht bei der Gemeinde, so hat er diese vor Antragstellung zu benach-
richtigen.

Die Kosten der Prufung fallen der Gemeinde zur Last, falls die Abweichung die ge-
setzlichen Verkehrsfehlergrenzen Uberschreitet, sonst dem Grundstlickseigentimer.

§ 21 - Ablesung

(1)

(2)

Die MelReinrichtungen werden vom Beauftragten der Gemeinde mdglichst in gleichen
Zeitabstanden oder auf Verlangen der Gemeinde vom Grundstluckseigentimer selbst
abgelesen. Dieser hat daflir Sorge zu tragen, dafl® die MeReinrichtungen leicht zu-
ganglich sind.

Solange der Beauftragte der Gemeinde die Raume des Grundstuckseigentimers
nicht zum Zwecke der Ablesung betreten kann, darf die Gemeinde den Verbrauch
auf der Grundlage der letzten Ablesung schatzen; die tatsachlichen Verhaltnisse sind
angemessen zu berlcksichtigen.

§ 22 - Verwendung des Wassers

(1)

(2)

Das Wasser wird nur fur die eigenen Zwecke des Grundstlckseigentimers, seiner
Mieter und ahnlich berechtigter Personen zur Verfigung gestellt. Die Weiterleitung
an sonstige Dritte ist nur mit schriftlicher Zustimmung der Gemeinde zulassig. Sie
mul} erteilt werden, wenn dem Interesse an der Weiterleitung nicht Uberwiegende
versorgungswirtschaftliche Griinde entgegenstehen.

Das Wasser darf fur alle Zwecke verwendet werden, soweit nicht in dieser Satzung
oder aufgrund sonstiger gesetzlicher oder behaordlicher Vorschriften Beschrankungen
vorgesehen sind. Die Gemeinde kann die Verwendung flr bestimmte Zwecke be-
schranken, soweit dies zur Sicherstellung der allgemeinen Wasserversorgung erfor-
derlich ist.
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(3) Der Anschlul® von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist bei der Gemeinde vor Be-
ginn der Bauarbeiten zu beantragen. Entsprechendes gilt fur Anschlisse zu sonsti-
gen vorubergehenden Zwecken.

(4) Soll Wasser aus offentlichen Hydranten nicht zum Feuerléschen, sondern zu ande-
ren vorubergehenden Zwecken entnommen werden, sind hierfur Hydrantenstandroh-
re der Gemeinde mit Wasserzahlern zu benutzen.

(5) Sollen auf einem Grundstiick besondere Feuerloschanschlisse eingerichtet werden,
sind Uber ihre Anlegung, Unterhaltung und Prufung besondere Vereinbarungen mit
der Gemeinde zu treffen.

§ 23 - Gebuhren und AnschluBentgelte

Zur Deckung des Aufwandes fur die Herstellung, den Aus- und Umbau der Wasserversor-
gungsanlage werden auf vertraglicher Grundlage Anschlul3entgelte erhoben. Die Hohe
und Struktur der Entgelte werden durch Beschluly der Gemeindevertretung festgelegt. Fur
die Herstellung der Hausanschlusse sind die tatsachlich entstandenen Kosten zu erstat-
ten. Fur die Benutzung der Wasserversorgungsanlage werden Benutzungsgebihren nach
Maligabe einer zu dieser Satzung erlassenen Gebuhrensatzung erhoben.

§ 24 - Laufzeit des Versorgungsverhaltnisses

(1)  Will ein Grundstuckseigentumer, der zur Benutzung der Wasserversorgungsanlage
nicht verpflichtet ist, den Wasserbezug vollstandig einstellen, so hat er dies mindes-
tens zwei Wochen vor der Einstellung der Gemeinde schriftlich mitzuteilen.

(2) Will ein zum Anschlufld oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug einstel-
len, so hat er bei der Gemeinde Befreiung nach den Bestimmungen dieser Satzung
zu beantragen.

(3) Jeder Wechsel des Grundstuckseigentumers ist der Gemeinde unverzuglich schrift-
lich mitzuteilen. Unterlassen der bisherige Eigentimer oder der neue Eigentimer die
Anzeige, so sind beide Gesamtschuldner, bis die Gemeinde Kenntnis von dem Ei-
gentumswechsel erhalt.

(4) Wird der Wasserverbrauch ohne schriftliche Mitteilung im Sinne von Abs. 1 oder vor
Erteilung der Befreiung eingestellt, so haftet der Grundstiuckseigentumer der Ge-
meinde fur die Erflllung samtlicher sich aus der Satzung ergebenden Verpflichtun-
gen.

§ 25 - Einstellung der Versorgung

(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Versorgung fristlos einzustellen, wenn der Grund-
stickseigentumer den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhandelt und die Ein-
stellung erforderlich ist, um
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(2)

3)

1. eine unmittelbare Gefahr fur die Sicherheit von Personen und Anlagen abzu-
wehren,

2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder von Anbrin-
gung der Meleinrichtungen zu verhindern oder

3. zu gewahrleisten, dal3 Stérungen anderer Grundstuckseigentumer, storende
Ruckwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde oder Dritter oder Ruckwirkun-
gen auf die Gute des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichtzahlung einer falligen Ab-
gabenschuld, ist die Gemeinde berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach An-
drohung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Grundstlickseigentimer darlegt, dal}
die Folgen der Einstellung auRer Verhaltnis zur Schwere der Zuwiderhandlung ste-
hen und hinreichende Aussicht besteht, da® der Grundstickseigentimer seinen Ver-
pflichtungen nachkommt.

Die Gemeinde hat die Versorgung unverzlglich wieder aufzunehmen, sobald die
Grunde fur ihre Einstellung entfallen sind und der Grundstiuckseigentumer die Kosten
der Einstellung und Wiederinbetriebnahme der Versorgung ersetzt hat.

§ 26 - Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 134 Abs. 5 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein
handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

dem Benutzungszwang nach § 4 dieser Satzung zuwiderhandelt,

den in den §§ 11 Abs. 6 und § 24 Abs. 1 und 3 geregelten Mitteilungspflichten nicht
nachkommt,

nach § 13 Abs. 2 und 4 die Anlage hinter dem Hausanschluf} nicht ordnungsgemaf}
errichtet, erweitert, andert und unterhalt bzw. nicht zugelassene Materialien verwen-
det,

der Vorschrift des § 16 zuwiderhandelt,
entgegen § 19 Abs. 3 Satze 2 und 3 Verlust, Beschadigungen und Stérungen der

MeReinrichtungen nicht unverzuglich mitteilt und diese Einrichtungen nicht vor Ab-
wasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost schutzt.

§ 27 - Aushandigung der Satzung

Die Gemeinde handigt jedem Grundstlckseigentiimer, mit dem erstmals ein Versorgungs-
verhaltnis begrindet wird, ein Exemplar dieser Satzung und der dazu erlassenen Beitrags-
und Gebuhrensatzung unentgeltlich aus. Den bereits versorgten Grundstiickseigentimern
werden diese Satzungen auf Verlangen ausgehandigt.
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§ 28 - Zustandige Stellen

(1)

(2)

Die Verwaltungsgeschafte der Gemeinde Emkendorf erledigt aufgrund der Vorschrif-
ten der Amtsordnung das Amt Nortorf-Land. Der Amtsvorsteher erlaf3t die nach die-
ser Satzung erforderlichen Verwaltungsakte.

Soweit in den einzelnen Bestimmungen dieser Satzung Antrags- und Meldepflichten
gegenuber der Gemeinde begrundet sind, werden diese auch rechtswirksam erfullt,
wenn sie innerhalb der genannten Fristen gegenuber dem Amt Nortorf-Land als der
fur die Gemeinde zustandigen Verwaltung wahrgenommen werden.

§ 28 a Datenverarbeitung

(1)

(2)

Zur Ermittlung der Abgabepflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen
der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen perso-
nenbezogenen und grundstiicksbezogenen Daten, die aus der Prifung des gemeind-
lichen Vorkaufsrechtes nach §§ 24 bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde
bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuchamt und den Unterlagen der un-
teren Bauaufsichtsbehorde und des Katasteramtes, durch die Gemeinde zulassig.
Dies gilt entsprechend fur Daten, die zum Zwecke der Hausnummernvergabe erho-
ben und gespeichert worden sind. Das Amt Nortorf-Land als die fur die Gemeinde
gesetzlich zustandige Verwaltungsbehoérde darf sich diese Daten von den genannten
Amtern und Behérden Ubermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung
nach dieser Satzung weiterverarbeiten.

Die Gemeinde bzw. das Amt Nortorf-Land ist befugt, auf der Grundlage von Angaben
der Abgabepflichtigen und von nach Absatz 1 anfallenden oder angefallenen Daten
ein Verzeichnis der Abgabepflichtigen mit den fur die Abgabenerhebung nach dieser
Satzung erforderlichen Daten zu fuhren und diese Daten zum Zwecke der Abgaben-
erhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.

§ 29 - Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-
zung der Gemeinde Emkendorf Uber den Anschlul® an die 6ffentliche Wasserversorgungs-
anlage und die Versorgung der Grundsticke mit Wasser vom 27. Dezember 1983 aulder

Kraft.

Emkendorf, den 29. April 1992

Gemeinde Emkendorf
Der Burgermeister

13



	§ 1 - Allgemeines
	§ 2 - Grundstücksbegriff, Grundstückseigentüme�
	§ 3 - Anschluß- und Benutzungsrecht
	§ 4 - Benutzungszwang
	§ 5 - Befreiung vom Benutzungszwang
	§ 6 - Art der Versorgung
	§ 7 - Umfang der Versorgung, Benachrichtigung be�
	§ 8 - Haftung bei Versorgungsstörungen
	§ 9 - Verjährung
	§ 10 - Grundstücksbenutzung
	§ 11 - Hausanschluß
	§ 12 - Meßeinrichtungen an der Grundstücksgrenz�
	§ 13 - Anlage des Grundstückseigentümers
	§ 14 - Inbetriebsetzung der Anlage des Grundstüc
	§ 15 - Überprüfung der Anlage des Grundstückse�
	§ 16 -Betrieb, Erweiterung und Änderung der Anla
	§ 17 - Zutrittsrecht
	§ 18 - Technische Anschlußbedingungen
	§ 19 - Messung
	§ 20 - Nachprüfung von Meßeinrichtungen
	§ 21 - Ablesung
	§ 22 - Verwendung des Wassers
	§ 23 - Gebühren und Anschlußentgelte
	§ 24 - Laufzeit des Versorgungsverhältnisses
	§ 25 - Einstellung der Versorgung
	§ 26 - Ordnungswidrigkeiten
	§ 27 - Aushändigung der Satzung
	§ 28 - Zuständige Stellen
	§ 28 a Datenverarbeitung
	§ 29 - Inkrafttreten

